
Politik I 7Donnerstag, 25. April 2024 KURIER.at

A
PA

/E
V

A
M

A
N

H
A

RT

Neos orten dubioses Geflecht an Vereinen
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Zwei Ex-Kanzler von ÖVP und SPÖ diskutierten beim Hayek-Symposium über die Frage einer „EU-Klimaknechtschaft“
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Die Abrechnung
des Othmar Karas

EU-Parlament. Der scheidende Mandatar teilt zum Schluss noch einmal kräftig aus

AUS STRASSBURG
KONRAD KRAMAR

„Parteitaktik“, „nationalisti-
sche Spielchen“: Bei Othmar
Karas braucht man nicht lan-
ge nachfragen, um zu erfah-
ren, was ihn an der Grund-
haltung vieler europäischer
Politiker stört – auch ös-
terreichischer. Österreichs
prominentester und längst-
gedienter (seit 1999) EU-Ab-
geordneter hält auch in
seiner letzten Sitzungswoche
im EU-Parlament in Straß-
burg mit seiner Meinung
nicht hinterm Berg. Karas
wird bei der EU-Wahl im Ju-
ni nicht mehr antreten, nicht
für die ÖVP, aber auch nicht
mit einer eigenen Liste, wie
lange spekuliert wordenwar.

Nicht ohne Grund hat sich
der 66-Jährige schon vor län-
gerem von seiner ÖVP-Dele-
gation im EU-Parlament und
von der Europapolitik, wie sie
inWien gemacht wird, distan-
ziert. Der überzeugte Pro-
Europäer hält etwa nichts
vom Prinzip der Einstimmig-

keit und dem damit verbun-
denen Vetorecht für einzelne
EU-Staaten bei grundlegen-
den Fragen der Union, wie er
bei einem Hintergrundge-
spräch mit Journalisten deut-
lich macht. Was also Bundes-
kanzler Karl Nehammer für
ein wichtiges Instrument der
Europapolitik, gerade für die
kleinen EU-Staaten, hält, ist
für Karas, nichts als ein „Inst-
rument für undemokratische
Blockaden“.

Der Erste Vizepräsident
des EU-Parlaments ist sich
wenige Wochen vor der EU-
Wahl sehr schmerzlich be-
wusst, welche Gefahren der
ohnehinwackeligen europäi-
schen Einigkeit vor allem
von den Rechtspopulisten
und ihrem in Umfragen
prognostizierten Wahlerfolg
drohen.

Europa müsse uneinge-
schränkt gemeinsam han-
deln: In der Energie-, in der
Verteidigungs- und in der Fi-
nanzpolitik, es brauche
einen einheitlichen Kapital-
markt, und vor allem brau-

che es mehr gemeinsame
Einnahmen, die direkt in das
EU-Budget fließenwürden.

Denn die EU brauche
sehr viel Geld, um den
Sprung in die Zukunft zu
schaffen, für die Digitalisie-
rung, die Energiewende, die
Verteidigung und die Er-
neuerung der Infrastruktur.
800 Milliarden schätzt Karas
und nimmt zugleich allen,
die vor solcher Schuldenma-
cherei warnen, denWind aus
den Segeln.

„Keine Nettozahler“
Das Geld wäre für die EU
leicht zu organisieren. Da gä-
be es die zukünftigen Ein-
nahmen aus der Kohlendi-
oxid-Steuer, vor allem aber
gäbe es die enormen Effi-
zienzgewinne, wenn die Ka-
pitalmarkt- und Energie-
union wirklich konsequent
verwirklicht würde. Mehr als
800Milliarden Euro, rechnet
Karas vor, und dieses Geld
müsse den gemeinsamen
Projekten der EU zugute-
kommen.

Unüberhörbar ärgert sich
Karas über das Feilschen ei-
niger Staaten, darunter auch
Österreich, beim EU-Budget.
„Investitionen rechnen sich“,
erklärt er, gerade Österreich
habe für jeden Euro, den es
in die EU gesteckt habe, das
Drei- bis Fünffache zurück-
bekommen. Die ewige Er-
zählung vomNettozahler Ös-
terreich sei einfach falsch,
„es gibt keine Nettozahler in
der EU“.

Es gebe gerade jetzt, in
Wahlkampf-Zeiten, eine
„Feigheit vor dem Dialog mit
den Bürgern“. Man ziehe sich
lieber auf eine passive Hal-
tung zurück, verteidige natio-
nale Interessen: „Vom Zu-
schauen aber werden wir die
Probleme nicht lösen“, meint
der scheidende EU-Veteran
und verabschiedet sich auch
mit einem positiven Grund-
ton: „Wir sind mit Europa
noch lange nicht fertig, aber
wenn wir an einem Strang
ziehen, gelingt uns ein muti-
ges, leistungsfähigeres und ef-
fizienteres Europa.“

Niederösterreich. Er gilt als
einer der radikalsten Vertreter
der heimischen Szene der Co-
rona-Maßnahmengegner. Die
von ihm organisierten Demos
galten als Tummelplatz für
Verschwörungstheoretiker
und Rechtsextreme. Der ehe-
malige Kärntner Landtagsab-
geordnete Martin Rutter, der
unter anderem für das BZÖ,
aber auch für die Grünen aktiv
war, wurde 2017 von Gerhard
Köfers „Team Kärnten“ wegen
seiner Nähe zum „rechten
Rand“ ausgeschlossen. Der
Anlass: Eine von Rutter ange-
kündigte Rede am Rande des
umstrittenen Ulrichsbergtref-
fens zum Thema „Abwehr-
kampf gegen die Migration
undMigrationslüge“.

Nun soll ausgerechnet ein
Verein des 41-Jährigen vom
Land Niederösterreich mit
öffentlichen Geldern unter-
stützt werden. Der von Rutter
geführte „Verein für Impfop-
fer“ bzw. regionale Ableger
davon haben fünf Anträge zur
Förderung durch den umstrit-
tenen Covid-Fonds des Lan-
des gestellt, die auch geneh-
migt wurden.

Konkret geht es um Projek-
te zur Unterstützung und In-
formation von Menschen, die
durch die Corona-Impfung
bzw. durch Long-Covid Schä-
den erlitten haben. Eine maxi-
male Fördersumme von 5.000
Euro ist pro Projekt vorgese-
hen. Im Büro des zuständigen
Landesrats Christoph Luisser
(FPÖ) beteuert man, dass
noch keine Gelder geflossen
seien. Davor müssten noch die
Rechnungen geprüft werden.
Über die konkrete Summe, die
beantragtwurde, will man kei-
ne Angabenmachen.

Die Empörung ist groß:
SPÖ-Landesgeschäftsführer
Wolfgang Zwander spricht

Empörung über Förderungen
für Covid-Maßnahmengegner

von einer „Verhöhnung aller
Menschen, die in der schwie-
rigen Corona-Zeit das Land
amLaufen gehalten haben“.

Der Corona-Fonds habe
strenge Förderkriterien, be-
tont ÖVP-Gesundheitsspre-
cher Franz Dinhobl. Die Ver-
gaberichtlinien hätten bisher
gut funktioniert. „Ich erwar-
te, dass der zuständige Lan-
desrat auch in Zukunft sicher-
stellt, dass die Fördermittel
korrekt vergebenwerden.“

Der Luisser-Sprecher be-
tont, dass die Förderkriterien
befolgt wurden. Allerdings
dürfen nur Vereine mit Sitz in
Niederösterreich unterstützt
werden. Laut Homepage und
Vereinsregisterauszug ist
Rutters Verein in Klagenfurt
beheimatet.

19 Ableger des Vereins
Laut Neos habe Rutter sogar
19 Ableger des Vereins für
Impfopfer in Niederöster-
reich gegründet. Gefördert
würden jeOrganisationmaxi-
mal drei Projekte mit jeweils
bis zu 5.000 Euro.

„Der Verdacht liegt nahe,
dass die vielen Vereinsgrün-
dungen das Ziel haben, mög-
lichst viel Steuergeld aus dem
Fonds zu kassieren und einen
parteinahen Günstling zu ver-
sorgen“, sagt Neos-Landes-
parteivorsitzende Indra Colli-
ni, die eine Anfrage an Luisser
ankündigte.

Laut Luisser-Sprecher Ro-
bert Lugar sei alles korrekt ab-
gelaufen. Im konkreten Fall
gehe es um einen Ableger des
Vereins für den Bezirk Möd-
ling, der eben seinen Sitz in
St. Pölten habe. Die Ideologie
Rutters will er nicht beurtei-
len. Grundsätzlich sei die poli-
tische Linie der Antragsteller
kein Ausschlusskriterium.

JOSEF GEBHARD

Schüssel und Kern auf Podium: „Das Problem sind besonders doofe Regulierungen“

Wirtschaftstheorien. Vor acht-
zig Jahren, mit dem Ende des
Zweiten Weltkrieges, schrieb
der österreichische Ökonom
Friedrich August Hayek sein
millionenfach verkauftes
Buch „Der Weg zur Knecht-
schaft“. Jeder Planwirtschaft
wohne eine Tendenz zum To-
talitarismus inne, und es kön-
ne keinen Mittelweg geben
zwischen Sozialismus und
Marktwirtschaft, gibt der
Wiener Wirtschaftskreis an-
lässlich eines Hayek-Sympo-
siums am Mittwoch stark ver-
einfacht die These des Buches
wieder.

Spannung versprach bei
dem Event dann die Podiums-
diskussion zur Frage: „Ist die
Energie- und Klimakrise nur
mit Planwirtschaft zu lösen?
Sind wir auf dem Weg in eine

Klimaknechtschaft“. Disku-
tiert wurde das aus wirtschaft-
licher Sicht – und von den ehe-
maligen Bundeskanzlern
Wolfgang Schüssel und Chris-
tian Kern eben auch aus politi-
scher Perspektive. Altkanzler
Kern beschrieb dann seine

Rolle am Podium charmant, er
als Sozialdemokrat gebe offen-
bar den „einzigen Häretiker“
(mit einer entgegengesetzten
Weltanschauung). Doch das
gab die Diskussion gar nicht
her: Kern erklärte, dass der
Versuch nicht funktionieren

werde, mit Dogmen und ideo-
logischen Rezepten einer sich
verändernden Welt zu begeg-
nen.

Klimawandel und Markt
Hayeks Kritik an überzoge-
nen Staatseingriffen und
Planwirtschaft habe auch
heute seine Gültigkeit. Doch
der Klimawandel sei für Kern
„ein schlechtes Beispiel für
eine Knechtschaft“. Denn
würde man den Klimawandel
den Kräften des Marktes
überantworten, müsse man
davon ausgehen, dass die
Schädigung von Umwelt oder
Klima einen Preis von null ha-
be. „Wir verhandeln beim Kli-
mathema ja nicht über
Knechtschaft gegen liberale
Freiheiten, sondern die Exis-
tenz und die Zukunft der

Menschheit.“ Daher brauche
es zupackende Regulierung.
„Das Problem ist nur, dass
diese Regulierung wirklich
sehr doof gemacht ist, über
die wir dauernd stolpern. So
erreichenwir aber das Gegen-
teil, das Gegenteil von gut ist
bekanntlich gut gemeint.“

Altkanzler Schüssel
pflichtete bei, dass man
nichts absolut sehen dürfe.
„Und ich halte die Frage, was
würdeHayek sagen, für ziem-
lich oberflächlich, weil über
viele Themen, die uns heute
quälen, konnte Hayek oder
(John Maynard; Anm.)
Keynes ja nichts geahnt ha-
ben.“ Er führte etwa das heu-
tige Ausmaß des Welthandels
an, dass man mit allen Staa-
ten der Welt mit seinem Han-
dy telefonieren könne, über

Google undWikipedia sich in-
formieren oder mit KI-Syste-
men wie ChatGPT kommuni-
zieren und sich damit die KI zu
Dienstenmachen.

Wenn man etwas von
Hayek lernen könne, ergänz-
te Schüssel, dann: wenn man
ein Problem habe, „ist es im-
mer zehn Mal besser, markt-
wirtschaftliche Instrumente
zu schaffen, Ziele statt Verbo-
te, denn die Marktteilnehmer
sollen selber entscheiden, wie
sie die Ziele erreichen“.

Für Europa komme dazu,
dass wir „nicht alleine sind in
derWelt. Mit unseren noch so
gut gemeinten Reduktions-
zielen werden wir die Welt
nicht retten. Das geht nur mit
gemeinsamen Anstrengun-
gen, wenn man internationa-
le Lösungen vorantreibt.“ BG

Altkanzler Kern und Schüssel, Moderator Alexander Biach

Ein Verein des
Maßnahmen-
gegners
Martin Rutter
soll mit
öffentlichen
Geldern
unterstützt
werden

Karas ortet
gerade in Wahl-
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eine „Feigheit

vor dem Dialog
mit den Bürgern“
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